
16

DGUV Forum 2/2020     Schwerpunkt Korruptionsprävention

Compliance in Forschung und Lehre 

Key Facts 

• Große Unternehmensskandale haben Compliance in den vergangenen Jahren
in den öffentlichen Fokus gerückt 

• Compliance soll sicherstellen, das Unternehmen rechtskonforme und redliche
Geschäfte führen

• Im öffentlichen Dienst ist die Regeltreue höher, doch auch hier braucht es 
Compliance 

• Compliance-Management-Systeme können eine Möglichkeit sein, die Einhal-
tung der Corporate-Governance-Regeln zu überwachen

• Compliance wird künftig ein Teilmodul des Studiengangs Sozialversicherung
mit Schwerpunkt Unfallversicherung sein

Autorin 

  Prof. Dr. Katrin Kanzenbach

Der Beitrag beleuchtet die ursprüngliche Idee und Entstehung von Compliance, um dann deren 
rechtliche und organisatorische Rahmenbedingungen im öffentlichen Dienst zu beschreiben. Die 
europarechtlichen Vorgaben werden ebenso beleuchtet wie ein Abriss des Forschungsstands der 
Literatur zum Compliance-Management-System (CMS) und die aktuellen Entwicklungen in der 
Lehre an der Hochschule der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (HGU). 

1. Die Ursprünge von
Compliance 

Der Begriff und die Ursprünge von Com-
pliance sind bereits Ende des 19. Jahrhun-
derts in den USA zu finden. Das Schrifttum 
beschreibt den Begriff mit der Befolgung 
von Gesetzen, Normen und Richtlinien, 
die ein Unternehmen oder eine Organisa-
tion leiten, oder einfach als organisierte 
Legalitätskonformität.[1] Im Jahr 1887 wur-
den mit US-Bundesrecht, konkret mit der 
Einführung des Interstate Commerce Act, 
die Eisenbahngesellschaften in den USA 
staatlich reguliert.[2] Mit diesem Gesetz er-
richtete die USA eine Bundesbehörde zur 
Überwachung der Einhaltung der neuen 
gesetzlichen Regelungen durch die Eisen-
bahngesellschaften.[3] Die ursprüngliche 
Idee stammte aus der Selbstregulierung 
der Unternehmen mittels Leitlinien, Re-
geln und Richtlinien, während Compli-
ance mittlerweile zunehmend durch den 
Gesetzgeber verankert und gefordert wird. 
Mitte des 20. Jahrhunderts hielt Complian-
ce Einzug in den medizinischen Bereich, 
wobei sich Patienten und Patientinnen 

„compliant“ und therapiegerecht bei der 
Einnahme der verordneten Medizin ver-
halten sollten. In der Literatur wird der 
Ursprung von Compliance häufig mit der 
großen Depression, ausgelöst durch die 
schweren Finanzkrisen Anfang der 1930er-
Jahre und zu Beginn des 21. Jahrhunderts, 
in Verbindung gebracht. Hier dienen Com-
pliance-Normen zur Sicherstellung eines 
regelkonformen Verhaltens in den klassi-
schen Risikobereichen der Finanzinstitute 
im Hinblick auf Insiderhandel, Korruption 
und Geldwäsche (§ 25a Abs. 1 KWG, § 23 
Abs. 6 VAG). 

In den vergangenen Jahren wurde das The-
ma Compliance verstärkt durch namhafte 
Unternehmensskandale in den USA und 
Deutschland bekannt, wie etwa World-
Com, Enron oder die Siemens AG[4]. Sie-
mens hatte „schwarze Kassen“ eingerichtet 
und damit den Untreuetatbestand (§ 266 
StGB) erfüllt. Auch der Dieselskandal der 
VW AG und der Porsche AG in den USA 
trugen dazu bei, das Thema Compliance 
in den Fokus der Öffentlichkeit zu rücken. 
Die Skandale führten zu teilweise hohen 

Geldbußen für die Unternehmen und Vor-
standsmitglieder, die größtenteils außerge-
richtlich durch Vergleiche in den USA mit 
dem Department of Justice (DOJ) vereinbart 
wurden. In Deutschland verweist das Land-
gericht München I darauf, dass die Einhal-
tung des Legalitätsprinzips und somit die 
Einrichtung eines funktionierenden Com-
pliance-Systems zur Gesamtverantwortung 
des Vorstands gehört.[5] Im Zuge dessen ver-
pflichteten sich zum Beispiel die Siemens 
AG und die VW AG, effektive Compliance-
Strukturen in ihren Unternehmen auf- und 
auszubauen. Durch die Globalisierung und 
Internationalisierung beeinflussen gefor-
derte Compliance-Regelungen mittlerwei-
le die Unternehmen und den öffentlichen 
Sektor weltweit. 

In Deutschland sind im Wertpapierhan-
delsgesetz (WpHG) von 1994 erstmals 
Compliance-Anforderungen (§ 87 WpHG) 
zur Verhinderung von Insidergeschäften 
gesetzlich vorgeschrieben.[6] Der Blick ins 
Ausland zeigt: Die Gesetzgeber anderer 
Länder sehen die Compliance als unver-
zichtbar an. In Spanien wurde 2016 das 
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spanische Strafrecht umfassend refor-
miert und dabei das Unternehmensstraf-
recht neu geregelt, das zur Etablierung 
eines Compliance-Management-Systems 
verpflichtet. Es werden Kriterien genannt, 
nach denen ein im Unternehmen beste-
hendes CMS geprüft werden soll, um als 
Strafausschlussgrund herangezogen wer-
den zu können. In Italien gibt es ein expli-
zites Compliance-Gesetz. Compliance wird 
in Deutschland, anders als in den USA, nur 
mit rechtlichen Vorgaben des Gesetzgebers 
in Ergänzung mit der Rechtsprechung um-
gesetzt werden. Rechtliche Rahmenbedin-
gungen sind in den vergangenen Jahren 
durch zahlreiche EU-Richtlinien geschaf-
fen worden und mittlerweile in nationales 
Recht umgesetzt, wie zum Beispiel das Ge-
schäftsgeheimnisgesetz (GeschGehG), das 
am 26. April 2019 in Kraft trat.[7] 

Spätestens durch die EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) im Mai 2018 
steht Compliance für alle deutschen Un-
ternehmen und Organisationen wieder im 
Vordergrund. Vielleicht nicht ganz zufällig 
fordert Artikel 5 Abs. 1 a): „Personenbezo-
gene Daten müssen auf rechtmäßige Weise, 
nach Treu und Glauben und in einer für 
die betroffene Person nachvollziehbaren 
Weise verarbeitet werden (‚Rechtmäßig-
keit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, 
Transparenz‘).“ Datenschutz ist somit ein 
Compliance-Thema. Im englischen Verord-
nungstext finden sich die Worte „complian-
ce“ und „comply“ an mehreren Stellen.[8]

Die deutsche Übersetzung nutzt die eher 
unscheinbaren Worte „einhalten“, „erfül-
len“ oder „im Einklang stehen“. Neben 
dem bereits geltenden Ordnungswidrig-
keitsrecht, das gleichzeitig für den priva-
ten und öffentlichen Sektor gilt und die 
Unterlassung von Aufsichtsmaßnahmen 
nach §§ 3, 9, 130 OWiG ahndet, reicht es 
zukünftig nicht mehr aus, dass ein Unter-
nehmen oder eine Organisation „einfach 
nur Gesetze einhält“. Die Einhaltung muss 
jederzeit dokumentiert und damit nach-
weisbar sein. 

Compliance ist ein Bündel von Maßnah-
men, mit denen ein Unternehmen oder 
eine Organisation eine rechtskonforme 
und redliche Führung der Geschäfte über-

wacht und sicherstellt. Das Ziel ist die Ver-
meidung von Verhaltensweisen, die straf-
bewährt sind oder Geldbußen nach sich 
ziehen könnten, oder die Schadenersatz-
ansprüche auslösen oder schwerwiegende 
Reputations- oder Vermögensschäden ver-
ursachen könnten. Eine Maßnahme kann 
die Einführung eines CMS mit einem in-
tegrierten Baustein zum Hinweisgeber-
schutz sein. 

1. Identification

Analyse der 
Risikofelder für 

das Unternehmen

2. Protection

Schutzmaßnahmen, 
Richtlinien

3. Monitoring 
und Detection

firmeninterne und 
-externe Audits

4. Resolution

Krisenmanagement, 
Krisenpläne

5. Advisory

Beratung,
Schulungen,

Standards
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Abbildung 1 – Implementierungskreislauf eines CMS[32] 

2. Compliance im öffentlichen
Dienst

Warum nun Compliance im öffentlichen 
Dienst? Vielfach wird argumentiert, die 
öffentliche Verwaltung, die Exekutive, sei 
qua Verfassung gemäß Art. 20 Abs. 3 GG 
„an Recht und Gesetz gebunden“. Deshalb 
handele sie jederzeit gesetzeskonform und 
es bedürfe keiner Compliance-Strukturen 
oder -Fachbereiche in den Behörden. Ein 
Vergleich der öffentlichen Verwaltung mit 
Unternehmen der Privatwirtschaft zur Kor-
ruptionsbelastung ergibt, dass es im öffent-
lichen Dienst nur halb so viele Verdachts-
fälle und konkrete Fälle gibt. Trotzdem 
indizieren Beispiele aus der Praxis, dass 
es auch im öffentlichen Sektor mit der Re-
geltreue nicht immer so genau genommen 
wird.[9] Das Bundeskriminalamt (BKA) zeigt 

im Bundeslagebild 2018 auf, dass die öffent-
liche Verwaltung bevorzugter Zielbereich 
von Zuwendungen bleibt.[10] Die Übersicht 
über die Fallzahlen von Korruptionsstrafta-
ten lassen zwar erkennen, dass die Tendenz 
bei vielen Straftatbeständen im Vergleich 
zum Vorjahr rückläufig, aber bei den Straf-
tatbeständen der Vorteilsannahme (§ 331 
StGB) und der Vorteilsgewährung (§ 333 
StGB) gleichzeitig angestiegen ist. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Be-
kämpfung der Korruption (Korruptions-
bekämpfungsgesetz) zum 26. November 
2015[11] wurden die Strafbarkeiten im Kor-
ruptionsbereich erweitert und Vorschriften 
des Korruptionsstrafrechts aus dem Neben- 
in das Kernstrafrecht überführt. Trotzdem 
weist das jährliche Bundeslagebild 2018 
zur Korruption aus, dass der Anteil der 
Amtsträgerinnen und Amtsträger unter 
den Tatverdächtigen (Vorteilsnehmern)  
bei 77 Prozent liegt.[12] Der Anteil liegt da-
mit höher als das Niveau des Fünf-Jahres-
Durchschnitts mit 74 Prozent.[13] Eine Amts-
trägerin oder ein Amtsträger ist nach § 11 
Abs. 1 Nr. 2 a-c StGB, „wer nach deutschem 
Recht Beamter oder Richter ist oder in ei-
nem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amts-
verhältnis steht oder sonst dazu bestellt 
ist, bei einer Behörde oder bei einer sons-
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tigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung unbeschadet 
der zur Aufgabenerfüllung gewählten Or-
ganisationsform wahrzunehmen.“ Das gilt 
selbstverständlich für alle Beschäftigungs-
gruppen im öffentlichen Dienst, so auch 
für die Tarifbeschäftigten, die Angestellten 
auf Lebenszeit oder DO-Angestellte. Im Jahr 
2018 wurden 3.804 Verdachtsfälle von Kor-
ruptionsstraftaten polizeilich registriert.[14] 
Im Vergleich zum Vorjahr stellt dies einen 
Rückgang um rund 22 Prozent dar. Damit 
wurde 2018 die niedrigste Anzahl von Kor-
ruptionsstraftaten seit fünf Jahren gemel-
det.[15] Dieses Ergebnis resultiert zum einen 
aus dem Aufbau und der Implementierung 
von Compliance-Strukturen in vielen Un-
ternehmen der Privatwirtschaft sowie zum 
anderen aus den Maßnahmen im Rahmen 
der Korruptionsprävention in Bund und 

Ländern. So wurden beispielsweise E-Lear-
ning-Systeme zur Bewusstseinsschärfung 
der Beschäftigten im Umgang mit Vorteilen  
eingeführt und entsprechende organisa-
torische Strukturen in den Behörden ge-
schaffen.[16] Der Bericht weist gleichzeitig 
daraufhin hin, dass im Bereich Korruption 
immer davon auszugehen ist, dass nur ein 
Teil aller begangenen Korruptionsstrafta-
ten polizeilich bekannt wird und somit ein 
großes Dunkelfeld besteht. 

Die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und andere Rechtsformen der Organisa-
tionen des öffentlichen Dienstes sind wie 
Unternehmen in der Privatwirtschaft bei 
Missständen einem Image- oder Reputa-
tionsschaden in der öffentlichen Wahr-
nehmung ausgesetzt. Dieser wiegt für 
die öffentliche Verwaltung noch stärker, 
da zum Beispiel Beiträge von Mitgliedern 
verwaltet und über deren gesetzeskonfor-
me Verwendung entschieden wird. Die 
Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse 
und hoheitlicher Aufgaben (Art. 33 Abs. 4 
GG), die durch den Bund, die Länder, die 
Gemeinden und sonstige Körperschaften 
auszuüben sind, erfordern einen gewis-
senhaften und sorgfältigen Umgang mit 
diesen Geldern. Bei Fehlverhalten von Mit-
gliedern der Organe der Selbstverwaltung 
oder durch die Beschäftigten wird schnell 
ein Vertrauensverlust erzeugt, der weitrei-
chende Folgen haben kann. 

Risikoanalyse

-  Identifizierung der 
Risiken

Kontroll­ und 
Überwachungs­
system

- Dokumentation
- Auditierung
- Zertifizierung

Informations­
system

-  internes oder 
externes IS

- Whistleblower-
system

Commitment

- Verpflichtungs-
erklärung

- Kommunikation
-  Code of Ethics/

Code of Conduct
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Abbildung 2 – Compliance Elemente in Anlehnung an Vetter 

3. Organisatorische und recht­
liche Rahmenbedingungen für
Compliance

Die Notwendigkeit von Compliance in der 
öffentlichen Verwaltung rückt spätestens 

mit der nationalen Umsetzung europäischer 
Richtlinien weiter ins Bewusstsein.[17] Ver-
antwortlich dafür sind die Leitungs- und 
Kontrollorgane, die Mitgliederversamm-
lungen und der Vorstand sowie besondere 
etablierte Ausschüsse oder Gremien. Bedeu-
tende Stakeholder sind dabei die internen 
Revisionen, die Konformitätsabteilungen, 
die Abteilungen Recht und Integrität, Anti-
Korruptionsbeauftragte, Compliance-Beauf-
tragte, die Justiziariate und die Personal-
abteilungen, denen Compliance-Aufgaben 
übertragen werden. Bei einigen Unfallver-
sicherungsträgern sind diese Abteilungen 
oder Referate bereits als Stabstellen einge-
richtet. Zwischen den Verantwortlichen und 
den Abteilungen geht es vor allem um die 
eindeutige Verteilung von Aufgaben und Zu-
ständigkeiten. Diese sind in der Satzung klar 
zu regeln, soweit die Aufgaben und Pflich-
ten sich im Bereich der Unfallversicherungs-
träger für die Organe nicht schon aus den 
§§ 31 ff. SGB VII ergeben. Alle Beschlüsse
und Rechtshandlungen sollten der Zustim-
mung des Aufsichtsgremiums bedürfen. § 38 
Abs. 1 SGB VII regelt, dass bei einem Verstoß 
eines Beschlusses eines Selbstverwaltungs-
organs gegen Gesetz oder sonstiges für den 
Versicherungsträger maßgebendes Recht,
der oder die Vorsitzende des Vorstands das 
Recht hat, den Beschluss schriftlich und mit 
Begründung zu beanstanden und dabei eine
angemessene Frist zur erneuten Beschluss-
fassung zu setzen. 

Das Europäische Parlament hat Ende 2019 
eine EU-Richtlinie zum Schutz von Perso-
nen verabschiedet, die Verstöße gegen 
das Unionsrecht melden.[18] Damit wur-
den gemeinsame Mindeststandards für 
den Schutz von Menschen vorgegeben, die 

  
 

 

Compliance ist ein 
Bündel von Maßnah-
men, mit denen ein 
Unternehmen oder 
eine Organisation 
eine rechtskonforme 
und redliche Führung 
der Geschäfte über-
wacht und sicher-
stellt.“ 
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Verstöße gegen das EU-Recht melden. Die 
Mitgliedstaaten haben nun zwei Jahre Zeit, 
diese in nationales Recht umzusetzen. Ziel 
der Richtlinie ist, den ungleichen Schutz 
von Hinweisgebenden in der EU und inter-
national zu vereinheitlichen und auf ein 
Mindestmaß ausgewogen und effizient 
zu stärken. Der sachliche Anwendungs-
bereich nach Art. 2 der Richtlinie umfasst 
zum Beispiel: 

• das öffentliche Auftragswesen
• die Produktsicherheit 
• den Umweltschutz 
• die öffentliche Gesundheit 
• den Verbraucherschutz 
• den Schutz der Privatsphäre und 

personenbezogener Daten
• die Sicherheit von Netz- und Informa-

tionssystemen 
• Verstöße gegen Vorschriften über

Wettbewerb und staatliche Beihilfen

Diese EU-Regelung bezieht den privaten 
und den öffentlichen Sektor mit ein, nach-
dem bereits vereinzelte Regelungen im teils 
europarechtlich regulierten Banken- und 
Versicherungsbereich existieren. Generell 
wird zu beachten sein: 

• Innerhalb von Unternehmen und Ver-
waltungen sind Meldekanäle einzu-
richten und die Meldeverfahren sind 
datenschutzgerecht auszugestalten.

• Die Vertraulichkeit der Identität der
hinweisgebenden Personen und 
Dritter ist zu wahren.

• Bei anonymen Meldungen sind Fol-
gemaßnahmen einzuleiten, sofern
dies durch nationales Recht vorgese-
hen ist.

• Zunächst sind interne Kanäle zu nut-
zen, danach externe Kanäle.

• Unternehmen und Behörden sind zur
Rückmeldung verpflichtet.[19] 

Den Mitgliedstaaten bleibt Zeit bis zum 17. 
Dezember 2021, um die EU-Vorgaben in na-
tionales Recht umzusetzen. Daher sollten 
auch juristische Personen des öffentlichen 
Rechts bereits frühzeitig mit der Konzep-
tion eines Hinweisgebersystems als Bau-
stein in ein vorhandenes oder noch zu im-
plementierendes CMS beginnen. 

4. Compliance in der Forschung

Die Relevanz und der momentane Status 
von Compliance und Compliance-Struktu-
ren in Unternehmen und Organisationen 
wird in Deutschland seit 2009 mit einem 
richtungsweisenden Urteil des Bundes-
gerichtshofs zur Verantwortlichkeit von 
Compliance verstärkt in Literatur und 
Forschung diskutiert und untersucht.[20] 
Bereits 1990 setzte eine internationale Ent-
wicklung der „Corporate Governance“ mit 
der Entwicklung von Codes und Richtlinien 
ein. Diese dienen der Erstellung von Stan-
dards guter Unternehmensführung und 
von Grundsätzen zur verantwortungsvol-
len Leitung und Überwachung von Unter-
nehmen. Seit 2002 gibt es den Deutschen 
Corporate Governance Kodex (DCGK), der 
Empfehlungen für deutsche börsennotierte 
Unternehmen zur verantwortungsvollen 
Unternehmensführung gibt. Obwohl die 
rechtliche Natur des Kodex in der Litera-
tur umstritten ist, sind die Empfehlungen 
unverbindlich. Börsennotierte Gesellschaf-
ten im Sinne des § 161 Abs. 1 AktG können 
hiervon abweichen, sind dann aber ver-
pflichtet, dies jährlich offenzulegen und 
die Abweichungen zu begründen („comply 
or explain“).[21] Somit überlässt es der DCGK 
den Unternehmen, einen geeigneten und 
angemessenen Weg zum Erreichen einer 
guten Unternehmensführung zu finden. 
Unter Punkt 4.1.3 wurde seit der Fassung 
2017, zusätzlich zur Verantwortung für 
Compliance durch den Vorstand, dessen 
Zuständigkeit für die Etablierung angemes-
sener, an der Risikolage des Unternehmens 
ausgerichteter Maßnahmen (Compliance-
Management-System) aufgenommen.[22] 

Der Bund, die Länder und die Gemein-
den haben mit der Erarbeitung von Pub-
lic Corporate Governance Kodizes (PCGK) 
und Leitlinien für die Aufsichts- und Kon-
trollgremien für öffentliche Unternehmen 
reagiert.[23] Die Kodizes beinhalten Empfeh-
lungen und Anregungen und weisen auf 
gesetzliche Regelungen hin. Sie stellen da-
mit ein transparentes Instrument zur ver-
antwortungsvollen Steuerung und Überwa-
chung von Organisationen im öffentlichen 
Dienst dar und sollen dazu beitragen, Risi-
ken der öffentlichen Tätigkeit zu minimie-

ren. Die Bausteine einer guten Corporate 
Governance sind ein Compliance-Manage-
ment-System (CMS), ein Risikomanagement 
und ein internes Kontrollsystem.[24] 

Die International Compliance Association 
(ICA) empfiehlt seit 2005 für die Umsetzung 
eines CMS fünf Schritte:[25] 

1. Identifikation von Risiken und der
rechtlichen Rahmenbedingungen

2. Prävention mit der Implementierung
von Kontrollen, um die Organisation
gegen diese Risiken zu schützen.

3. Monitoring und Evaluation zur Opti-
mierung dieser Kontrollen

4. Lösungen entwickeln, wenn Compli-
ance-Verstöße festgestellt werden

5. Beratung der Fachabteilungen

In die Risikoanalyse sollten auch Vor-
kommnisse der Vergangenheit miteinflie-
ßen, die der Organisation geschadet haben. 
Davon sind technische, organisatorische 
und personelle Schutzmaßnahmen abzu-
leiten und zu entwickeln, um eine geeig-
nete Compliance-Struktur zu etablieren. 
Das kann die Einführung und Bekannt-
machung interner Richtlinien, Positions-
papiere, Manuals, Software, Tools und 
technischer Systeme sein. Danach sollte 
ein zeitlich periodischer Überwachungs- 
und Reviewprozess mittels interner und 
externer Audits einsetzen, um die getrof-
fenen Maßnahmen zu überprüfen und wo 

Die Notwendigkeit 
von Compliance in 
der öffentlichen Ver-
waltung rückt spä-
testens mit der na-
tionalen Umsetzung 
europäischer Richt-
linien weiter ins Be-
wusstsein.“ 
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nötig anzupassen und zu verbessern. Im 
Falle des Eintritts von Fehlverhalten soll-
ten ausgearbeitete Krisenpläne und ein Kri-
senmanagement zur Verfügung stehen.[26] 

Somit lässt sich ein allgemeiner Implemen-
tierungsablauf für Compliance-Strukturen 
abbilden, der an die jeweiligen rechtlichen 
Rahmenbedingungen, an den Organisa-
tionszweck und die Organisationsgröße 
anzupassen ist.[27] 

Ein idealtypisches Compliance-Konzept 
zeigt Vetter auf, das zusammengefasst vier 
Elemente enthält. Ausgehend von der Ri-
sikoanalyse sind die Kommunikation und 
das Commitment der Geschäftsführung zur 
Verantwortungsübernahme innerhalb des 
Unternehmens sowie extern an die Ge-
schäftspartnerinnen und Geschäftspart-
ner wichtig.[28] Damit können die zur Risi-
kobeherrschung notwendigen Maßnahmen 
ergriffen werden.[29] Klar definierte Unter-
nehmensstrukturen der Geschäftsleitungs-
organs, der Einrichtung spezieller Ressorts 
bis zu den einzelnen Compliance-Beauf-
tragten oder die Einrichtung einer Com-
pliance-Abteilung müssen je nach Rechts-
form und Größe der Organisation festgelegt 
werden. Der letzte Baustein des CMS ist 
die Dokumentation der Entscheidungen, 
Prozesse, Maßnahmen und Berichtswege 
im Unternehmen. Nur mit einer vollstän-
digen Dokumentation und mit der Vorla-
ge von Nachweisen wird es gelingen, sich 
als Organisation im Schadensfall zu ent-
lasten oder eine Haftungsmilderung zu er-
reichen.[30] 

In der Praxis wird es vor allem wichtig sein, 
ob ein CMS sich wirklich als Präventions-
instrument bewährt und frühzeitig vor kon-
kreten Risiken warnt. Insoweit sollte ein 
effektives CMS über die verantwortlichen 
Organe und Compliance-Beauftragten der 
Organisationen implementiert und regel-
mäßig über Audits auf Effektivität über-
prüft und verbessert werden. Dies muss 
einhergehen mit einem Commitment der 
Geschäftsführung zu Compliance, der Eta-
blierung einer Organisationskultur, die 
Prävention, rechtskonformes Verhalten, 
Transparenz und Kommunikation (graue 
Pfeile – Abb. 3) unterstützt und fördert. 
Eine Compliance Charta mit der Erfassung 
und Festlegung der Verantwortlichkeiten, 
Zuständigkeiten und Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner kann am An-
fang als Bestandsanalyse hilfreich sein. 
Die Risiken der eigenen Tätigkeitsfelder 
und der externen Lieferanten sowie der Ge-
schäftspartnerinnen und Geschäftspartner 
im Rahmen einer sorgfältigen Prüfung,der 
sogenannten Due Diligence, innerhalb des 
Risikomanagementsystems müssen regel-

mäßig identifiziert und bewertet werden, 
um Fehlverhalten aus der und in die Or-
ganisation zu vermeiden. Im Vertragsma-
nagement können entsprechende Com-
pliance-Klauseln aufgenommen werden. 
Zukünftig wird als ergänzender Baustein 
ein interner Meldekanal für Hinweisge-
bende in Betracht gezogen werden müs-
sen. Das Meldeverfahren kann mündlich, 
elektronisch und/oder schriftlich durchge-
führt werden. Die Einführung und ständige 
Weiterentwicklung des CMS wird begleitet 
durch Beratungen der Fachabteilungen so-
wie Trainings und Workshops, um alle Be-
schäftigten zu sensibilisieren. 
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Abbildung 3 – Elemente eines effektiven CMS 

Am 27. Mai 2019 fand eine Fachtagung zum 
Thema „Compliance – (k)eine Notwendig-
keit in der öffentlichen Verwaltung?“ an 
der HGU in Bad Hersfeld statt. Tagungs-
teilnehmende waren Interessierte aus den 
Berufsgenossenschaften, Unfallkassen und 
der DGUV.[31] Diese nutzten die Gelegen-
heit, sich über die europarechtlichen Neu-
regelungen zum Schutz von Hinweisgeben-
den zu informieren und sich kritisch damit 
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lyse sollten auch 
Vorkommnisse der 
Vergangenheit mit-
einfließen, die 
der Organisation 
 geschadet haben.“ 
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auseinanderzusetzen. Die Teilnehmenden 
äußerten den Wunsch, einen solchen Aus-
tauschs mit Verantwortlichen, die ein CMS 
bereits aufgebaut und weiterentwickelt ha-
ben, fortzuführen. Ein sehr hoher Diskussi-
onsbedarf besteht zur Ausgestaltung eines 
Hinweisgebersystems auch im Hinblick auf 
die Gewährleistung eines effektiven Schut-
zes der Hinweisgebenden. 

Deshalb wird die HGU mit den Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartnern der 
Berufsgenossenschaften, den Unfallkassen 
und der DGUV im Herbst 2020 ein zweites 
Fachgespräch zum Thema „Hinweisgeber-
systeme – Ausgestaltung und Implementie-
rung“ und weiteren Themen wie „Compli-
ance und Beschäftigtendatenschutz“ auch 
in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich 
Revision, Konformität und Sonderbereiche 
(RKS) der DGUV anbieten. Die Idee dabei 
ist, eine Art Plattform und ein Netzwerk 
für den Wissenstransfer und News zu etab-
lieren, um hier das Erfahrungswissen und 
neue Impulse weitergeben zu können. 

5. Compliance in der Lehre und
an der HGU – ein Ausblick

Im neuen Curriculum des Studiengangs 
Sozialversicherung mit Schwerpunkt 
Unfallversicherung wird im Modul 17 im 
fünften und sechsten Semester das Teil-

modul „Compliance“ angeboten. Dieses 
enthält Schwerpunkte zu den rechtlichen 
und organisatorischen Grundlagen von 
Compliance, zu Corporate-Governance-
Grundsätzen einer Organisation, der Eta-
blierung einer Compliance-Kultur und zum 
Risikomanagement. Es zeigt außerdem die 
Standards eines CMS wie dem IDW PS 980, 
die Grundsätze ordnungsmäßiger Prüfun-
gen von CMS sowie den Aufbau eines CMS 
in Theorie und Praxis und die Konzeption, 
Entwicklung und Implementierung eines 
Best-Practice-Beispiels für die Unfallver-
sicherungsträger. 

Die Studierenden werden dieses Teilmo-
dul erstmalig Ende 2020, Anfang 2021 in 
der Lehre belegen können. Damit ein le-
bensnaher Praxisaustausch gewährleistet 
wird, bereiten Dozierende der HGU dieses 
Teilmodul gemeinsam mit den Complian-
ce-Fachleuten der Unfallversicherungs-
träger vor. Dazu findet bereits Ende April 
2020 ein erster Termin zur Abstimmung 
der inhaltlichen Umsetzung statt. Aus den 
sich ergebenden Fragestellungen in Zu-
sammenhang mit der neuen rechtlichen 
Entwicklung der Rahmenbedingungen 
innerhalb des Moduls lassen sich wahr-
scheinlich zukünftig Forschungsprojekte 
ableiten. Daraus kann sich letztendlich ein 
praktischer Nutzen für die Unfallversiche-
rungsträger ergeben. 

6. Fazit

Die zunehmende Regulierung durch den 
Gesetzgeber als Antwort auf Fehlverhal-
ten von Unternehmen und Organisatio-
nen sowie deren weitreichende Folgen 
wie Geldbußen und Reputationsschäden 
beeinflussen den privaten und den öffent-
lichen Sektor weltweit. Damit entstehen 
neue Herausforderungen für die Organi-
sationen wie die Etablierung geeigneter 
und angemessener Maßnahmen zur effek-
tiven Bekämpfung von Korruption, Betrug 
oder Geldwäsche. Gleichzeit geht damit die 
Schaffung effektiver Compliance-Struktu-
ren, die zur Rechtsform, zur Größe der Or-
ganisation und zur politischen Zielstellung 
passen müssen, einher. �  ←
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